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59. öffentliche Sitzung
am Samstag den S . April 1910 .

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingaben . Sodann : ,
1. Berichte der Kommission für Eisenbahnen und Straßenund Beratung über die Petitionen
a) der Gemeinden Linkenheim , Hochstetten, Liedolsheim und

Ruhheim um Erbauung einer Eisenbahn von Linkenheim
nach Rußheim , Berichterstatter : Abg . Neuwirth ;

d ) der Gemeinde Ersingen um Anhalten der Züge 1218 und1224 auf Station Ersingen , Berichterstatter : Abg.• Weber ;
c) der Gemeinde Tiengen um Errichtung einer Bahnsteig¬

halle daselbst , Berichterstatter : Abg. Neck .
2. Berichte der Petibionskommission und Beratung über die

Petitionen

a ) des früheren Bahnhofarbeiters Karl Glaser in Oberkirchum Erhöhung seines Ruhegehalts , Berichterstatter : Abg.Müller - Heiligkreuz ;
d) des Revisors Oskar Karrmann in Karlsruhe um Rege¬

lung seiner Gehaltsverhältnisse , Berichterstatter : Abg.Kramer ;
c ) des invaliden Eisenbahnarbeiters Georg Dilles von Kehlum eine dauernde Unterstützung oder Gnadenpension ,

Berichterstatter : Abg. Kramer ;
d ) des Bremsers a. D . und Veteranen Joseph Bauer in

Freiburg um Erhöhung seines . Ruhegehalts , Bericht¬
erstatter : Abg. Frhr . v . Gleich enstein ;

e) des früheren Grenzaufsehers Georg Schmelcher in
Tiengen um Wiederverwendung im Grenzaufsichtsdienste ,
Berichterstatter : Abg. Kramer ;

k) des früheren Gendarmen Joseph Roth in Kehl um Unter¬
stützung, Berichterstatter : Abg . Rück el .

Am Regierungstisch : Zunächst Ministerialrat
Wolpert , Regierungsrat Rectanus , später Ministerial¬rat Schellend erg.

Präsident Rohrhurst eröffnet um 9 '/ * Uhr die
Sitzung .

Zunächst wird der Eingang folgender Petitionen
angezeigt :

1 . der Vorstände der gemeinnützigen Vereine
Schwetzinger -Vorstadt und des Lindenhof-Stadtteils
in Mannheim , die Errichtung eines zweiten Fuß-

, gängersteigs über den Personen- und alten Rangier¬
bahnhof zwischen den Stadtteilen Schwetzinger-
Vorstadt und Andenhof betr . ;

2 . des ständigen Ausschusses zur Förderung der Ar¬
beiterinneninteressen um Unterstützung seiner Be¬
strebungen.

Die erste Petition wird an die Kommission für Eisen¬
bahnen und Straffen , die zweite an die Petitions¬
kommission verwiesen .

Zur Tagesordnung erhalten das Wort

Zu Ziffer 1a, Bitte der Gemeinden Linkenheim ,Hochstetten , Liedolsheim und Rußheim um Er¬
bauung einer Eisenbahn von Linkenheim nachRnßheim , Berichterstatter Abg . Neuwirth snatl.) . Aus
dem verlesenen Kommissionsbericht ist zu entnehmen :

Die Petenten führen zur Begründung ihres Gesuchesan, daß sich der Landtag bereits im Jahre 1908 auf eine
Petition der Bittsteller hin mit diesen : Bahnprojekt be¬
schäftigt und die damals vorliegende Petition der
Großh . Regierung als Material empfehlend überwiesen
habe, sowie daß gleich der Minister des Großh . Hausesund der auswärtigen Angelegenheiten in der 126 . Sitzungdes letzten Landtages den Wunsch der Petenten als be¬
rechtigt anerkannt habe . Weiter wird angeführt, daß die
Verkehrsbeziehungen Karlsruhes zu den petttionierendenOrten sich von Jahr zu Jahr in solcher Weise gesteigert
Hütten , daß die von den Gemeinden erstrebte direkte Bahn-lnter-



Verbindung ein absolutes Bedürfnis geworden sei, ins¬besondere für die vielen Arbeiter , die zum Teil nur unterden mühseligsten Verhältnissen an ihre Arbeitsstellen in derStadt und wieder zurückgelangen könnten. Die Einführungvon Arbeiterzügen auf der Strecke Karlsruhe —Graben
habe diesen Mißstand , um dessen Beseitigung die Petentenseit 1884 bäten , nur teilweise abgeholfen , insbesondere hättendie Arbeiter aus den nicht an der Rheintalbahn gelegenenGemeinden immer noch lange Strecken zu Fuß zurückzulegen.Dazu komme noch, daß der Bahnverkehr nach und von den

einzelnen petitionierenden Gemeinden schon jetzt bei den un¬
günstigen Verkehrsverhältnissen recht erhebliche Ziffern auf -
weise. Die Großh . Regierung habe die dringende Not¬
wendigkeit einer Schaffung befferer Verkehrsverhältnisse fürdie petitionierenden Gemeinden stets anerkannt , habe jedochden Bau der Bahn bis zur endgültigen Regelung der Fragedes Karlsruher Hauptbahnhofs zurückgestellt . Die Petentenhielten nun , nachdem jetzt der KarÜruher Hauptbahnhofder Fertigstellung nahe sei , den Zeitpunkt für gekonnnen,daß ihre wahlberechtigten Wünsche in Erfüllung gingen .

Die Komnlission ist der Ansicht , daß eine durchgreifende
Verbesserung der Verkehrsverhältniffe zwischen den peti¬tionierenden Ortschaften und der Stadt Karlsruhe ge¬schaffen werden müsie . Der Feldbau sei in dieser stetsvom Hochwasser heimgesuchten Gegend nur in beschränktemMaße möglich , und es könne deshalb eine Auswanderungder überschüssigen Bevölkerung , die früher stets eingesetzthabe , nur durch Förderung unserer Industrie hintan ge¬halten werden . Bei günstigen Verkehrsverhältnissenwäre den Arbeitern Gelegenheit geboten , auf billigereund auch bequemere Art zur Arbeitsstätte zu gelangenund daneben mit Hilfe ihrer Angehörigen ihren kleinen

Feldbau versehen zu können . So wären mit
Erstellung dieser Bahn , nicht allein den Gemeinden mit
ihren bedürfttgen Bewohnern sondern auch den industriellen
Unternehmungen in der Stadt Karlsruhe und Urugebunggroße Vorteile geboten . Der Antrag der Kommissiongeht deshalb dahin , die Petttion der Großh . Regierungin dem Sinne empfehlend zu überweisen , daß sieMttel und Wege sucht , dem mangelnden Verkehrsverhält¬nis der petitionierenden Gemeinden durch Erstellung einer

Bahn in zufriedenstellender Weise Rechnung zu tragen .

Abg . Neck snatl .) : Der Herr Berichterstatter hat ver -standen , die Verhältnisse der Gemeinden Liedolsheimund Ruhheim in eingehender und sachlicher Art dar¬zulegen . Es ist ein alter Wunsch , ein wahlberechtigtesVerlangen , das die Bewohner dieser Gemeinden hierVorbringen . Seit mehr als 20 Jahren wenden sich die
Interessenten dieser Gemeinden teils an die Großh .Regierung teils an dieses Hohe Haus , um bessere Ver¬
kehrsverhältnisse zu erlangen . Seit mehr als 15 Jahrenschon werden sie vertröstet , sie möchten sich bis zurNeuerstellung des Karlsruher Bahnhofs gedulden ,die gleichzeitig eine Verlegung der Gleise der Haupt¬bahn mit sich bringen würde . Die Zeit , wo dieVerlegung dieser Gleise vor sich gehen soll, rückt jetztimmer näher , und damit glauben auch die Inte¬ressenten ,

"daß die Zeit wohl gekommen sein dürste , inwelcher dieses ihnen seinerzeit gegebene Versprechenerfüllt werden sollte .

Es handelt sich bei der Ausführung dieser Stichbahnnicht etwa um Millionen , sondern es handelt sich um eineviel geringere Summe . Wir finden in dem Eisenbahn¬baubudget , daß die Erstellung der Bahn Brühl -Ketscheinschließlich des Bauaufwandes auf rund 70 060 M .

für den Kilometer berechnet wird ; das Gelände , d,für die Erstellung einer Stichbahn von Linkenhsi ^ ,nach Rußheim in Frage kommt , hat die gleichen Eig ^ .schäften wie das auf der Strecke Brühl -Ketsch . Es si„zkeine Terrainschwierigkeiten vorhanden , sodaß es aujhier möglich ist , mit einem Aufwande von etwa eine,halben Million die Bedürfnisse der beiden große ,Gemeinden zu befriedigen .

Es handelt sich hier um zwei Gemeinden mit je an.nähernd 2000 Seelen , und die Bewohner derselben sindder Ansicht, daß , wenn es sich hier um ein Städtchenhandeln würde , das etwa 3—4000 Einwohner zähh(was diese beiden Gemeinden zusammen haben ), dannwohl schon längst eine Bahn gebaut sein würde . Es sindnicht alle Einwohner dort in der Lage , sich ausschließ¬lich allein von der Landwirtschaft ernähren zu können,sondern ein großer Teil der Bewohner ist gezwungen,noch auswärts Verdienst zu suchen, und da eine Bahnnicht vorhanden ist, läßt sich auch keine . Industrie ausden betreffenden Plätzen nieder . So sehen wir denn,daß eine große Anzahl Einwohner der GemeindenLiedolsheim und Rußheim morgens vor 4 Uhr schonihre Heimat verlassen muß , um dann nach vollendeteTagesarbeit abends nach 8 Uhr - wieder zurückzukehrenWenn man einen Weg von etwa 7 Kilometer täglichzweimal zurücklegen muß , tagtäglich , bei Wind undWetter und besonders im Herbste und in den Winter -monaten auf einer Landstraße , die noch mit Kies über¬schüttet ist , und zu einer Stunde , wo es stockfinstereNacht ist , dann glaube ich, kann man es den Leutenwohl nachfühlen , mit welcher Sehnsucht sie den Tagerwarten , der ihnen eine Eisenbahnfahrt in die heimat¬lichen G »filde gestattet . Die Bedürfnisfrage wurde jaauch schon von der Großh . Regierung bejaht . Wie derHerr Berichterstatter in seinem Berichte ausgeführt hat,hat der Herr Minister schon im letzten Landtage an¬läßlich der Behandlung der letzten Petition darauf hin¬gewiesen , daß die Großh . Regierung es sich angelegensein lassen wolle , in tunlichster Bälde diese beidengroßen Gemeinden an das moderne Verkehrsnetz anzu¬schließen.

Wenn diese Bahn erstellt ist , so darf wohl mit Sicher¬heit erwartet werden , daß sie keine von den Bahnensein wird , die nicht einmal die Betriebskosten abwerfen ,sondern daß sie zu den wenigen neuen Bahnen zählenwird , die nicht nur die Betriebskosten aufbringen , son¬dern auch gleichzeitig noch eine angemessene Rente
abwerfen . Von diesem Gedanken geleitet bitte ich die
Großh . Regierung , dem Anträge der Kommission gemäß ,dem das Hohe Haus wohl einmütig seine Zustimmunggeben wird , doch mindestens die notwendigen Erhebungenund Feststellungen in tunlichster Bälde veranlassen zuwollen .

Abg . Geck sSoz .) : Es hieße Wasser in den Rheintragen , wenn man die Notwendigkeit der Ausführungdieses längst vorgesehenen Projektes noch in ausführ¬licher Weise begründen wollte . Es liegt ja auch kein
Widerstand dagegen mehr vor , und man ist berechtigt ,anzunehmen , daß diese Bahn zu denjenigen gehörenwird , welche in den nächsten zehn Jahren ausgeführtwerden . Ich kenne die fragliche Gegend , da ich sie seitzehn Jahren periodisch durchwandere , und möchte des¬halb darauf Hinweisen , daß man für einen Anschlußder neuen Linie an die Rheinwasserstraße sorgen sollte ,um Schiffstransporte schon bei Rußheim auf die Etf .' .i -
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Hahn umladen zu können . Wir können uns nur den
Ausführungen des Herrn Berichterstatters und des

Herrn Vorredners anschließen und wünschen , daß der
Vorschlag der Kommission die einstimmige Billigung
dieses Hauses finden möge .

Ministerialrat Wolpert : Der Herr Abg . Neck hat
auf die Nebenbahn hingewiesen , die von Brühl nach Ketsch
geplant ist '

, die Geländeverhältnisse seien für eine Linie
Linkenheim — Rußheim die gleichen wie bei der Linie
Brühl — Ketsch . Dem darf ich doch nicht ganz recht geben .
Bei Brühl — Ketsch ist , wie die Pläne auch darstellen , ein
wirklich einfaches Gelände vorhanden . Die Bahn ist
dort infolgedessen recht billig herzustellen . Hier bei
Linkenheim —Rußheim aber ist die Sache insofern anders ,
als sowohl der Ort wie die Station Linkenheim samt
dem weiteren Verlauf der bestehenden Bahn bis Graben
auf dem Rheinhochgestade liegen , während die Orte Lie -
oolsheim und Rußheim in der Rheinniederung liegen .
Es hat daher die erstrebte Bahn bei dem Übergange
aom Hochgestade auf die sogen . Bruchwiesen , die am
Fuße des Hochgestades sich ausbreiten , einen Höhen¬
unterschied von rund 11 mp überwinden . Das sind denn
hoch keine ganz einfachen Verhältnisse , sondern schon
etwas schwierigere für die Erdarbeiten , unter Umständen
auch für die Erstellung der Bauwerke , sodaß die Her¬
stellung dieser Linie nach Rußheim keinesfalls kilo¬
metrisch so billig sein wird wie die Linie von Brühl
nach Ketsch . Bei einer Länge von etwa 8 Irin
würde immerhin mit einem Aufwand von nahezu
einer Million Mark zu rechnen sein , jedenfalls nicht
nur mit einer halben Million . Aber auch abgesehen
von diesem Punkt darf ich darauf Hinweisen , daß die
Großh . Regierung in der Nachweisung über die Erledi¬
gung der ihr 1007/1908 überwiesenen Petitionen nach
Drucksache Nr . 47 ausdrücklich erklärt hat : „ Bei der der¬
zeitigen Finanzlage vermag die Großh . Regierung der
Frage einer Anschlußlinie von Linkenheim nach Ruß¬
heim nicht näher zu treten " . Wann eine Besserung
der Finanzlage eintreten wird , vermag ja noch niemand
zu sagen . Infolgedessen erscheint es auch zwecklos,
jetzt schon in nähere Untersuchung für eine derartige
Linie einzutreten . Wenn einmal eine Besserung der
Finanzlage in Aussicht steht und das Bedürfnis nach
einer solchen Linie dann noch anerkannt werden muß ,
so bedarf es keines großen Zeitaufwandes , die Unter¬
suchungen anzustellen und gegebenenfalls entsprechende
Vorlage zu machen . Ich glaube aber , cs wird zuzu¬
geben sein , daß der Zeitpunkt dafür jetzt noch nicht ge¬
kommen ist.

Der Kommissionsantrag wird einstimmig angenommen .
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Zu Ziffer lb , Bitte der Gemeinde Ersingen um
Anhalten der Züge Nr . 1213 und 1224 auf Station
Ersingen , Berichterstatter Abg . Weber (Soz .) . Aus dem
verlesenen Kommissionsbericht ist zu entnehmen :

Zur Begründung der Petition wird angeführt , daß
Ersingen in der Richtung Karlsruhe -Pforzheim von vor¬
mittags 8 Uhr 32 bis mittags 12 Uhr 29 , in der Rich¬
tung Pforzheim - Karlsruhe von nachmittags 1 Uhr bis
4 Uhr 48 ohne Zugverbindung sei. Dieser Zustand wird
als unhaltbar bezeichnet , indem damit eine erhebliche
Schädigung der Gemeinde , insbesondere aber der Ge¬
schäftsleute, Handwerker und Landwirte verbunden und
auch der persönliche Verkehr mit den Behörden in Pforz¬
heim erschwert sei .

Die Regierung erklärt den Halt der beiden Züge mit
Rücksicht auf die knappen und tvichtigen Anschlüsse , woran
dieselben gebunden seien , oder eine Kürzung der Fahr¬
zeiten für nicht angängig . Ersingen habe in der Richtung
Karlsruhe -Pforzheim 10 , in Der Gegenrichtung 12 Zugs¬
halte , woinit dem Verkehrsbedürfnis eines Ortes von der
Bedeutung Ersingens genügend Rechnung getragen sein
dürfte . Die Behauptung in der Petition , der Personen¬
verkehr von Ersingen müffe als einer der frequentesten auf
der Strecke bezeichnet werden , sei unrichtig : Nach dem
Jahresbericht der Großh . Staatseisenbahnen für 1908
stehe Ersingen nach der Zahl der verkauften Fahrkarten
unter den Stationen der Strecke Durlach -Mühlacker an
der drittletzten Stelle .

Die Kommission gelangt zu der Ansicht, daß der in
der Petition enthaltene Wunsch einer nochinaligen Prüfung
unterzogen werden sollte, und stellt daher den Antrag :
Hohe Zweite badische Kammer wolle die Petition der
Großh . Regierung zur Kenntnisnahme überweisen .

Abg . Stockinger (Soz .) : Es ist nur ein bescheidener
Wunsch , der hier von der Gemeinde Ersingen vor¬
getragen wird . Sie wünscht , daß in der Richtung von
Karlsruhe nach Pforzheim und in der umgekehrten
Richtung zwei Züge , die Züge Nr . 1213 und Nr . 1224 ,
anhalten sollen . Die Kommission selbst hat sich ja auf
den Standpunkt gestellt , daß die Regierung noch einmal
in eine erneute Prüfung der Petition eintreten und
daß möglichst der Versuch gemacht werden solle, dem
darin niedergelegten Wunsche auch zu entsprechen . In
der Antwort der Regierung ist die Auffassung ausge¬
sprochen, daß es sich nur um eine Gemeinde von 1700
Einwohnern handle , die unter den Stationen der Strecke
Durlach — Pforzheim in Bezug auf den Umfang des
Verkehrs an drittletzter Stelle stehe ; es rangierten nur
noch Bilfingen und Kleinsteinbach hinter Ersingen .
Diese Auffassung kann ich durchaus nicht als stichhaltig
anerkennen , denn es handelt sich hier nicht allein
um die Gemeinde Ersingen . Wenn die beiden Züge in
Ersingen anhalten würden , dann wäre ja ganz zweifellos ,
daß sie auch an der Station Jspringen anhalten würden .
Dann nimmt die Station Ersingen auch noch den Ver¬
kehr der abseits gelegenen Gemeinde Eisingen auf ; wenn
man diese zwei Stationen Ersingen und Jspringen und
dann noch die abseits gelegene Gemeinde Eisingen mit
in Betracht zieht , dann hat man es eben nicht nur mit
dem Verkehr von 1700 Personen sondern mit dem
Verkehr aus drei Gemeinden mit zusammen etwa
5000 Einwohnern zu tun ; und die Tatsache , daß der
ganze Verkehr auf der Strecke von Bilfingen bis Mühl¬
acker sich ausnahmlos in die große Arbeiterstadt Pforz¬
heim bewegt und daß selten ein Gebiet so sehr mit
einer größeren Stadt innig verwachsen ist wie gerade
die Umgebung Pforzheims mit diesem , beweist , daß
eben das Nichtanhalten der Züge während der Dauer
von 4 Stunden als schwerer Mißstand empfunden
werden muß . Sowohl die Geschäftsleute als die
Landwirte sind dadurch erheblich geschädigt , der Ver¬
kehr mit den Märkten usw . in Pforzheim ist ganz
erheblich unterbunden . Sehr häufig sind auch die¬
jenigen Personen , die mit den Behörden in Pforzheim
zu tun haben , gezwungen , gerade dadurch , daß die ver¬
kehrslose Zeit an der Station Ersingen in die Mitte
des Tages hineinfällt , einen vollen Tag in Pforzheim
zubringen zu müssen ; sie müssen bis in die Abendstunden
warten , bis sie von Pforzheim wieder nach der Heimat
zurückkehren können .



ms
Namentlich die Gemeinde Jspringen , von der einePetition mit dem gleichen Wunsch in der nächsten Zeitkommen wird , zu deren Begründung übrigens auchnichts anderes angeführt werden kann, befindet sich ineinem recht aufblühenden Zustand . Es haben sich dort

verschiedene größere Unternehmungen angesiedelt. Ichmache vor allen Dingen auf das große Schotterwerk,das unmittelbar am Bahnhof errichtet ist, aufmerksam.Ihr Verkehr mit Pforzheim , das noch vier Kilometer
entfernt ist, ist außerordentlich lebhaft ; auch auf ihnmache ich aufmerksam.

Auch der Sonntagsverkehr könnte wenigstensin kleinerem Umfang doch auch auf die badischenBahnen und in badisches Gebiet gelenkt werden.Ich bin durchaus nicht der Meinung und stehe nichtauf dem Standpunkt , daß wir hier den Badener gegenden Schwaben ausspielen sollen . Ich weiß auch, daßes in Unterreichenbach schöner ist , als wenn man nachErsingen oder Eisingen geht, daß immer ein größererAnreiz vorhanden sein wird , seinen Sonntagsausflugdorthin zu machen . Aber trotzdem wäre es nicht geradenotwendig, daß man infolge Unterbindung des Sonn¬
tagsverkehrs zu einer so außerordentlich geschickten Zeit ,um die es sich hier dreht 0/ » 3 Uhr nachmittags), den
Verkehr auf die württembergische Bahn drängt und dieLeute förmlich zwingt , bei ihren sonntäglichen Nach¬mittagsausflügen den württembergischen Schwarzwald
aufzusuchen .

Die Regierung weist namentlich auf die Anschlüssehin, die in Karlsruhe und in Pforzheim vom Enz- und
Nagoldtal her unter allen Umständen erreicht werdenmüßten . Das wird ja wohl von niemand bestritten.Aber die Petenten und ich selbst sind der Meinung , dadie Aufenthalte einmal 8 Minuten und das andereMal 14 Minuten betragen , daß sich hier zwei Minuten
gewinnen ließen und bei der längeren Fahrt , die die31 Kilometer lange Strecke von Pforzheim bis Karls¬ruhe erfordert, vielleicht auch noch die Möglichkeit be¬
stehen dürfte , eine gewisse Beschleunigung herbeizu¬führen , sodaß diese zwei Minuten gewonnen werdenkönnten und der Zug dann gerade so lange ge¬brauchen würde , um von Pforzheim nach Karls¬ruhe zu kommen oder umgekehrt , wie wenner in Ersingen nicht anhalten würde. Ich meine, daßdem Wunsche dieser Gemeinden große und unüberwind¬

liche Schwierigkeiten nicht entgegenstehen und daß beieiner nochmaligen Prüfung die Regierung vielleicht dochzu der Überzeugung kommt, daß diesem bescheidenen
Wunsch entsprochen werden könnte. Die Einwohner derGemeinden Jspringen , Ersingen und Eisingen dürftenfür das Anhalten der Züge dann recht dankbar sein .

Abg . Reinhardt (Zentr .) : Den Ausführungen des
Herrn Kollegen Stockinger kann ich mich nur voll und
ganz anschließen , und ich möchte aus eigener '

Erfahrungbestätigen, wie unangenehm es ist , daß gerade bei diesenbeiden Zügen an drei Haltestellen nicht gehalten wird.Wenn ich von Freiburg nach Ersingen fahren will (ichhabe infolge meiner dienstlichen Verpflichtungen oft Ge¬
legenheit dazu) , so kann ich den ersten Zug , den schönenEilzug benützen , aber ich bin dann genötigt , entwederin Königsbach auszusteigen oder in Karlsruhe liegen
zu bleiben, und dann habe ich , nachdem meine Geschäfteerledigt sind , nicht mehr Gelgenheit , am gleichen Tagewieder zurückzufahren. Genau dasselbe gilt auch vondem Zuge Nr . 1224 , dessen Halt Ersingen ebenfalls

wünscht . Ich meine übrigens , wenn fast an aller,Stationen der Strecke gehalten wird , dann könnte etganz gewiß nicht schwer fallen , hier einen weiteren Hastzu bekommen , besonders da Zeit für die Anschlüsse wahr,hastig noch genug vorhanden ist

Regierungsrat R e c t a n u s : Ter Herr Abg. Stockinger .ist bei seinen Ausführungen davon ausgegairgen , daßdie Regierungserklärung anssprechc, ein Bedürfnis fürdie Einlegung des gewünschten Haltes sei deshalb nichtvorhanden , weil . es sich nur um eine Einwohnerzahl von1700 Personen handle. Ich darf dem gegenüber dochdarauf verweisen, daß in der Regierungserklärung in derHauptsache bemerkt ist, daß in der Petition ausgeführtsei , der Verkehr von Ersingen sei einer der frequentesten.Darauf ist zu erwidern , daß bezüglich der Anzahl der ver¬kauften Fahrkarten die Station Ersingen unter den Sta¬tionen der Strecke Durlach—Mühlacker an drittletzterStelle rangiert ; das ist nach den statistischen Angaben auchrichtig, denn nach den statistischen Ermittelungen für dasJahr 1909 steht die Station Ersingen hinsichtlich der Zahlder verkauften Fahrkarten von allen badischen Stationenan 111 . Stelle , während auf der erwähnten Strecke nurdie Stationen Kleinsteinbach — Stelle 242 — und Bil¬fingen — Stelle 166 — nach dieser Station rangieren .Außerdem hat der Herr Abg. Stockinger darauf hinge¬wiesen , dasi die Einlegung dieses Haltes sich deshalb emp.
fehle , um den Sonntagsvcrkehr zu heben . Demgegenüberdarf ich darauf verweisen, daß in den Monaten , in denender Ausflugsverkehr in Betracht kommt, an Sonn - und
Feiertagen eine Viertelstunde nach diesem Zug ein wei¬terer Zug besonders für den Ausflugsverkehr von Pforz¬heim nach Wilferdingen geführt wird . Cs kann also nichtwohl davon gesprochen werden , daß die Eisenbahnver¬waltung etwa diesen Verkehr auf die württembergerLinie drängt .

Zu Ziffer 1c, Bitte der Gemeinde Tiengen umErrichtung einer Bahnsteighalle daselbst, Berichter¬statter Abg . Neck (natl. ). Aus dem verlesenen Kommi¬
sionsbericht ist zu entnehinen :
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Auf die im Jahre 1908 an die Kammer gerichtete Bitteder Petenten um Errichtung einer Einsteighalle auf derStation Tiengen hat die Großh . Regierung die Erfüllungdieses Wunsches bei Einführung des zweiten Gleises in
Aussicht gestellt, zur Zeit könne cs sich jedoch nur um ein
Schutzdach vor den beiden Wartesälen handeln .Der Gemeinderat Tiengen hat nun die Bitte ' um Er¬
richtung einer Bahnsteighalle wiederholt. Die Petitionwird damit begründet, daß auf der Station Tiengen an
Markttagen und besonders zur Mittagszeit ein lebhafter
Personenverkehr stattfinde , und da die Bahnsteigsperre sehr-eng sei, sei es dem Publikum nicht möglich, bei schlechtemWetter sich mittels eines Schirmes gegen Wind und Re¬
gen zu schützen. An verschiedenen Bahnhöfen der StreckeBasel- Konstanz seien übrigens viel größere Überdachungenangebracht als wie sie auf der Station Tiengen notwen¬
dig seien .

Die Kommission ist der Ansicht , daß eine Über¬
dachung der Sperre mindestens vor den Wartesälen 2 . u . 3 .Klasse erstellt werden solle. Gleichzeitig solle nochmalsgeprüft werden , ob es nicht zweckdienlich sei , diese Über¬
dachung auch über den Platz vor dem Gepäck- und Fahrdienst¬raum anszndebnen . In diesem Sinne beantragt die
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Kommission , Hohe Zweite Kammer wolle die Petition der
Großh- Regierung empfehlend überweisen .

Abg. Blümmel (Zentr .) : Ich danke zunächst der
Kommission für die freundliche Stellung , die sie zu dem
Wunsche der Stadt Tiengen eingenommen hat . Ter
Wunsch der Stadt geht ja eigentlich weiter , er erstreckt
sich auch auf die Erstellung einer Einfteighalle zwischen
den Gleisen . Nun mutz allerdings zugegeben werden,
daß vor der Erstellung des zweiten Gleises an die Er¬
füllung dieses zweiten Teils des Wunsches nicht gedacht
werden kann. Aber ich möchte doch hier nebenbei der
Hoffnung Ausdruck geben , daß die Erstellung des zweiten
Gleises auch nicht mehr allzulange auf sich warten lassen
möchte. Auch diese Frage schwebt nun annähernd zehn
Jahre, nnd sic wäre auch reif , ihrer Erledigung entgegen¬
geführt zu werden.

Die Kommission ist der Meinung , daß man das Schutz¬
dach vor den beiden Wartesälcn , eventuell unter Einbezie¬
hung des Raumes vor den übrigen Dicnsträumen er¬
stellen sollte . Ich möchte die Regierung nun dringend
bitten , mindestens das Wenige, was hier vorgeschlageu
wird, -auszuführen . Der Einwand , daß die anliegenden
Mime dadurch dunkler werden, trifft ja bis zu einem
gewissen Grade zu ; aber wenn man diesen Einwand so
schwer ins Gewicht fallen läßt , dann hätte man solche
Verhältnisse nicht an anderen Orten schaffen können oder
müßte sie da, wo sie bestehen , wieder abschaffen . Es ist
ia bekannt , daß solche Verhältnisse an verschiedenen Sta¬
tionen der Strecke Basel—Konstanz bestehen . Die Not¬
wendigkeit eines Schutzdaches ist vorhanden und Wohl
auch von der Regierung anerkannt . Tie Stadt Tiengen
ist ein bedeutender Ort mit einem recht lebhaften , zum
Teil, namentlich an Markt - und Festtagen , sehr nam¬
haften Verkehr. Die Station liegt an einer Stelle ,
die dem Wind und dem Wetter außerordentlich ausgesetzt
ist , und wenn dann die Leute gedrängt stehen und nicht
einmal die Regenschirme aufspannen können, so sind das
eben unerträgliche und unhaltbare Zustände .

Die Stadt Tiengen hat sich mit ihren Wünschen bis
jetzt noch sehr wenig der Gunst der Großh . Regierung er¬
freuen können , und es wäre sehr zu begrüßen , wenn end¬
lich einmal ein Strahl der Gunst auch dorthin fallen
würde . Die Sache, um die es sich handelt , ist nicht kost¬
spielig , und ich glaube, sie kann auch in der Zeit der
großen Bahnhofsumbauten noch ausgeführt werden . Ich
bitte nochmals dringend , den Wunsch der Stadt Tiengen
mdlich zu erfüllen.

Abg . V e n e d e h (fortsch . Vp .) : Wenn ich zu dieser Pe¬
tition ebenfalls das Wort ergreife , so geschieht es zunächst
aus dem persönlichen Grunde , daß ich die Verhältnisse
dort wohl genauer kenne als die große Mehrzahl dieses
Hauses .. Ich wohne nun seit 20 Jahren in Konstanz und
werde seitdem wohl dutzendemal deir Bahnhof Tiengen
durchfahren haben. In letzter Zeit habe ich mehrfach
Gelegenheit gehabt, mich dort aufzuhalten und besonders
an einem stürmischen , regnerischen Abend alle die Miß¬
stände , die die Herren in Tiengen beklagen, besonders den
Mangel eines Schutzdaches am eigenen Leibe kennen zu
lernen.

Dann ist es noch ein allgemeiner Grund , der mich ver¬
anlaßt , das Wort zu ergreifen . Die Großh . Regierung
hat bisher die Petition der Stadt Tiengen mit der Be¬
gründung abgelehnt, daß, wenn man das Schutzdach er¬

stelle, das als Minimum gewünscht werde, dadurch den
Bureauräumlichkeiten Licht entzogen und die Beamten
in ihrer Bequemlichkeit in ihren Bureaus beeinträchtigt
würden . Ich glaube, daß hier die Großh . Regierung aufeinem unrichtigen Standpunkt , steht . Ganz abgesehen
davon, daß die Stadt Tiengen mit Recht die Richtigkeit
dieser Gründe der Großh . Regierung bestreitet und
darauf hinweist, daß man in anderen Stationen ungüm
stigcre Lichtverhältnisse bei den gleichen Diensträmnlich -
keiten habe , glaube ich, daß der Standpunkt der Großh .
Regierung ein unrichtiger ist, insofern er dahin geht,daß bei einer Kollision der Interessen oder Bequemlichr -
keit der Beamten und der Interessen des Publikums das
letztere zurückzustehcn habe . Ich bin nicht dieser Meinung ,sondern ich bin der Meinung , daß bei all diesen Staats -
cinrichtungen in erster Linie steht , daß sie für das Publi -
kum da sind und erst in zweiter Linie für die Beamten ;und wenn ein Teil zuriickstehen muß , so ist es nicht das
Publikum . Ich habe diese Ausführungen gemacht , weil
diese Auffassung, die aus der Begründung der Regierung
durchsickert, auch sonst wahrzunehmen ist. Wir haben oftalles mögliche in Tienstgebäuden, nur nicht einen anstän-
digen Warteplatz für das Publikum . Wir haben Bahn¬
hofsgebäude, in denen sich eine ganze Anzahl von Diensb
wohnungsräumen für die Beamten befindet, während das
Publikum die notwendigsten Einrichtungen , etwa eine
richtige Bahnhofsrestauration , in Konstanz z . B . , bisher
entbehrt . Ich hoffe , daß dort in nächster Zeit Abhilfe
geschaffen wird ; aber immerhin kommen auch anderweit
solche Dinge vor, und ich glaube, wiederholt darauf Hin¬
weisen zu sollen , daß, wenn Kollisionen eintreten , nicht
das Publikum der notleidende, Test sein -darf , und daß
hier ohne Schaden für die Bequemlichkeitund die Gesund¬
heit des Personals , ohne daß die Herren die Augen veri
derben, es ganz leicht möglich ist , Abhilfe zu schaffen .
Ich möchte mich dringend der Petition und den Ausfüh¬
rungen des Herrn Vorredners anschließen .

Abg . W i t t e m a n n (Zentr .) : Ich möchte den beiden
Herren Landtagskollegen, die gesprochen haben, zurufen :
„Ich sei , gewährt mir die Bitte , in Eurem Bunde der
Dritte !" Auch ich kenne die Verhältnisse des Bahnhofs
Tiengen aus persönlicher Erfahrung . Ich bin in Tiengen
sehr oft aus - und eingestiegen und werde es wohl in Zu¬
kunft auch noch tun müssen , und ich weiß, daß das , was
von den beiden Herren Kollegen vorgetragen worden ist,
sich tatsächlich so verhält . Es ist ein dringendes Bedürf¬
nis , daß eine Bahnsteighalle, wie sie erbeten wird , in der
Zukunft erstellt wird , und ich betrachte das , was vom
Hohen Haus als Kommissiönsantrag heute angenommen
werden wird , die Überdachung der Sperre , lediglich als
Abschlagszahlung. Ich möchte die Großh . Regierung
bitten , was heute die Kommission verlangt , auszuführen
und in Bälde auch die weitergehenden Wünsche zu er¬
füllen.

Der Kommissionsantrag wird einstimmig ange¬
nommen .

Zu Ziffer 2 a , Petition des früheren Bahnhof¬
arbeiters Karl Glaser in Oberkirch um Er -
Höhung seines Ruhegehalts , Berichterstatter Abg.
Müller - Heiligkreuz (natl .). Aus dem verlesenen Kom¬
missionsbericht ist zu entnehmen:

Zur Begründung seiner Bitte führt der Petent aus :
Fünfzehn volle Jahre , von 1877— 1802 , sei er allein
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auf Station Oberkirch als Bahnhofarbeiter tätig ge¬wesen und habe sowohl die Güterhalle wie die ganzeStation zu versehen gehabt. Sein Dienst habe von
morgens 5 1/, Uhr bis nachts 10 1/3 Uhr bezw . 12 ' /» Uhr,also 15 — 17 Stunden täglich gedauert . Zur Zeit seienvier Arbeiter auf der Station beschäftigt . Am 1 . No¬vember 190 V sei er, ohne gefragt worden zu sein , nach¬dem er 3 Jahre aktiv beim Militär gedient , die Feld¬züge 1866 und 1870/71 mitgemacht, 5 1/» Jahre bei der
Reichseisenbahn und 32 Jahre bei der Großh . Bad .Eisenbahn als ständiger Bahnhofarbeiter tätig war , miteinem Ruhegehalt von monatlich 24 M . 90 Pf . pensioniertworden. Außer diesen 24 M . 90 Pf . erhalte er wohlnoch Altersversicherung, so daß sein Gesamteinkommen46 .40 M . betrage . Bei den teueren Lebensmittelver¬
hältnissen in Oberkirch sei es ihm aber unmöglich, mit
diesem Ruhegehalt seinen und seiner Frau Lebensunter¬halt zu bestreiten . Er gestatte sich daher, seine Ange¬legenheit dem Hohen Hause zu unterbreiten mit derBitte , ihm ein auskömmliches Ruhegehalt erwirken zuwollen.

Die Großh . Regierung erklärte auf Mitteilung derPetition , daß der Petent kurz vor Einreichung derselbensich mit einem Gesuch um Unterstützung auf dem ge¬ordneten Wege an die Großh . Generaldirektion der
Staatseisenbahnen gewendet habe , während er an dasMinisterium selbst bis jetzt eine Eingabe in der Sacheüberhaupt noch nicht gerichtet habe und daß unterm3 . Dezember 1909 die genannte Behörde dem Bittstellermit Wirkung vom 1 . November 1909 eine ständigeUnterstützung von 200 M . jährlich bewilligt habe. DiePetition , die im ^Sinne von § 67 der Verfassung nichtenthärt sei , sei daher als gegenstandslos zu betrachten.

Die Kommission teilt die Ansicht der Regierungund stellt den Antrag , Hohes Haus wolle über dievorliegende Petition zur Tagesordnung übergehen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen .

Zu Ziffer 2b, Bitte des Revisors OskarK a r r ni a n n i u K a r l s r u h e u in R e g e l u n g s e i-ner Gehaltsverhältnisse , Berichterstatter Abg .Kramer (Soz .) . Aus dem Kommissiousbericht ist zuentnehmen :

Petent begründet seine Bitte damit , daß infolgespäter Regelung seiner Militärverhältnisse seine Gehalts -verhältnissc derart ungünstig beeinflußt worden seien ,daß er bis zur Erreichung des Höchstgehaltes wesentlicheEinnahmeausfälle erleide, wenn nicht eine anderweitigeFestsetzung seines Gehaltes eintrete , was er trotz wieder¬holter Gesuche an seine Vorgesetzte Behördenicht habe erreichen können . Seine Bittegeht dahin , sein Anliegen einer wohlwol¬lenden Prüfung zu unterziehen und es der Großh . Re¬gierung in dem Sinne empfehlend zu überweisen, daßihn: das infolge Verzögerung in der ersten etatmäßigenAnstellung bisher entgangene Einkommen nachträglichzugebilligt und sein Gehalt in der Weise festgesetzt werde,daß eine künftige Benachteiligung ausgeschlossen sei.
Die Großherzogliche Negierung erklärtes für richtig , daß Petent an der Reihegewesen wäre , mit Wirkung vom 1 . Mai 1896

als Erpeditionsassisteut etatmäßig angestellt zu werde,Da aber sein Militärverhältnis damals noch nicht entschtzden gewesen sei, habe im Hinblick aus die Bestimmung s>8 9 Abs . 2 Ziff . 2 der Landesherrlichen Verordnung v^7 . Februar 1890 , die Aufnahme in den staatlichen Dien?betreffend, die etatmäßige Anstellung einstweilen unfbleiben müssen . Eine Zurückverlegung des %ginnes der etatmäßigen Anstellung sei nicht ^lässig gewesen , da erst mit der ■endgültigen Ent.scheidung über sein Militärverhältnis die Voraussetzung zur etatmäßigen Anstellung gegeben war.In der etatmäßigen Stellung regelten sich die Einkon, .mensverhältnisse des Beaniten lediglich nach den Bestin,,mungen der Gehaltsordnung und des GehaltstarifEine ausnahmsweise Behandlung sei hiernach und nMArtikel 21 Abs. 1 des Etatgesetzes nicht zulässig. Übrigen«sei s . Zt . den Verhältnissen des Bittstellers dadurch soweitmöglich Rechnung getragen worden, daß ihm in der Zeitin der er länger auf seine Anstellung warten muhte , a!°Ausgleich eine Zuschlagsvergütung gewährt wurde. DajkDienstalter des Bittstellers sei durch seine verspätete etaimäßige Anstellung nicht ungünstig beeinflußt Word«Es sei bei der Eiseubahnverwaltung schon früher darwjRücksicht genommen ivorden, daß diejenigen Beamte»,deren erste etatmäßige Anstellung sich verzögert habe,weil ihre Militärverhältnisse ohne eigenes Verschulde»zu dem Zeitpunkte noch nicht geregelt waren , als sie mder Reihe waren , etatmäßig angestellt zu werden , in ihrenTienstalter nicht geschädigt werden. Karrmann sei deshalb schon am 31 . März 1904 zum Betriebssekretär bcfördert worden . Wäre er unter Zugvundlegung des Ta-tums seiner ersten etatniäßigeu Anstellung vorgerückt , i»wäre er erst am 1 . Juli 1906 , also 2% Jahre später zurBetriebssekretär befördert worden . Eine anderweitig,Festsetzung der Bezüge des Bittstellers sei auch jetzt nich!zulässig. Die Berufung des Bittstellers für seinen Anspruch aus § 12 G .-O . sei unzutreffend . Die Regelulnder Militärverhältnissc des Bittstellers sei übrigemlediglich auS Rücksicht auf seine persönlichen Verhältnisso lange hinausgeschoben worden.

Tie Kommission erkennt die Ausführungen deiRegierung für richtig an , ist also nicht in der Lage, cimanderweitige Regelung der Gehaltsverhältnisse deniWunsch des Petenten entsprechend bei der Gr . Regierungzu befürworten . Sie stellt deshalb einstimntig den An¬trag : Hohe Zweite Kammer wolle über die vorliegendeBitte auf Übergang zur Tagesordnung be¬schließen .

Ter Komniissionsantrag wird einstimmig ange¬nommen .

Zu Ziffer 2 c, Bitte des invaliden Eisenbahn¬arbeiters Georg Dilles von Kehl um eine dau¬ernde Unterstützung oder Gnadenpension , Bericht¬erstatter Abg . Kramer (Soz .) . Aus dem verlesenenKomissionsbericht ist zu entnehmen :

Der 68 Jahre alte Bittsteller war vom September1866 bis Juni 1905 mit Ausnahme der Feldzugs¬zeit 1870/71 beim Stationsamt Kehl als Bahnhofarbeiter ,Hilfsbureaudiener und Kassenbote beschäftigt und schiedauf letztgenannten Zeitpunkt wegen Kränklichkeit ausdem Eisenbahndienst aus . Seither bezieht er an In¬validenrente und Zusatzrente aus der Arbeiterpensions-
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kane der Staatseisenbahnen zusammen jährlich 417 M .
00 Pf . Bittsteller glaubt , Anspruch auf Gewährung

einer Gnadenpension erheben zu können , da er sein Le¬
ben in zwei Feldzügen für die Verteidigung des Vater¬
lands in die Schanzen geschlagen , dem badischen Staate
bei tadelloser Dienstführung 39 Jahre lang treu ge¬
dient habe und da insbesondere Kollegen mit weniger
Dienstzeit größere Beträge als Gnadenpension zugewiesen
worden wären .

Die Großh . Regierung ist der Ansicht, daß dem
Gesuch nicht zu entsprechen sei , da nach den bestehenden
Bestimmungen Unterstützungen nur beim Vorliegen
einer vorübergehenden oder dauernden Hilfsbedürftig -
f e it gewährt werden könnten , diese Voraussetzung bei
Dilles aber nicht gegeben sei, da er laut Mitteilung
des Bürgermeisteramts Kehl ein schuldenfreies Vermögen
von etwa 40000 M . besitzt.

Die Kommission hat die Bitte eingehend geprüft ,
hält aber aus den von der Großh . Regierung ange¬
gebenen Gründen die gesetzlichen Voraussetzungen für
Gewährung der erbetenen Unterstützung nicht als erfüllt ,
ist infolgedessen auch nicht in der Lage , die Bitte zu
befürworten , und gelangt deshalb zu dem Antrag :
Hohe Zweite Kammer wolle über die vorliegende Bitte
zur Tagesordnung übergehen .

Der Kommissionsantrage wird einstimmig ange¬
nommen .

Zu Ziffer 2 6 , Petition des Bremsers a . D . Josef
Bauer in Freiburg um Erhöhung seines Ruhe¬
gehaltes , Berichterstatter Abg . Frhr . von Gleichcn -
ptin lZentr .). Aus dem verlesenen Komissionsbericht
ist zu entnehmen :

' Der Petent ist als Bremser nach 36 Dienstjahren ,
die für ihn als Kriegsveteranen von 1866 und 1870/71
als 39 gerechnet wurden , mit einem Ruhegehalt von
1135 M . pensioniert worden . Er ist 65 Jahre alt ,
seine Frau über 70 , beide sind krank , sodaß sie fremder
Hilfe bedürfen , auch haben sie ein Enkelkind bei sich ,

5 dessen Mutter gestorben und dessen Vater
'

an unbe -
i kannten Orten abwesend ist . In Anbetracht der teuern

Lebenshaltung und ihrer Krankheit reicht den Leuten
der Ruhegehalt nicht , Bauer bittet daher um Erhöhung
seines Ruhegehaltes .

Die Regierung antwortet , daß nach den Bestim¬
mungen des Beamtengesetzes eine Erhöhung des Ruhe¬
gehalts nicht angängig sei , daß aber die Möglichkeit
bestehe , im Falle eines nachgewiesenen dringenden Be¬
dürfnisses auf Grund des Etatgesetzes eine Beihilfe zu
gewähren , wenn ein diesbezügliches Gesuch auf dem
vorgeschriebenen Instanzenwege eingereicht würde . Ein
solches Gesuch sei aber bis jetzt noch nicht eingegangen .

Die Kommission stellte den Antrag , Hohes Haus
wolle über , vorliegende Petition zur Tagesordnung
übergehen , soweit sie das Petitum betrifft , dieselbe
aber der Regierung zur Kenntnisnahme überweisen
in dem Sinne , daß sie als Material verwendet werden
möge zu möglichst günstiger Behandlung des etwa ein¬
gehenden Gesuchs um Beihilfe .

Zu Ziffer 2e , Bitte des früheren Grenzaufsehers
Georg Schmelcher in Tiengen um Wiederverwen¬
dung im Grenzaufsichtsdienst , Berichterstatter Abg .
Kramer (Soz .) . Aus dem verlesenen Kommissionsberichl
ist zu entnehmen : i
'

Zur Begründung seiner Bitte macht Petent geltend :
Er sei vom 17 . April 1907 bis 31 . Juli 1908 bei der
Großh . Zollverwaltung als Grenzaufseher beschäftigt ge¬
wesen , seine Entlaffung sei wegen angeblicher Unfähigkeit
zum Grenzdienst erfolgt . Es hätten sich jedoch während
feiner ganzen Dienstzeit Anstände in keiner Weise ergeben
und er sei deshalb der Meinung , daß seine Entlaffung zu
Unrecht erfolgt sei . Es sei ihnr auch nicht gelungen , einen
andern Staats - oder städtischen Dienst zu erlangen . Er
habe fünf Jahre beim Militär gedient , darunter zweieinhalb
Jahre bei der Kaiserlichen Schutztruppe in Südwestafrika
während des Aufstandes . Da seine Bitte beim Großherzog
sowie bei den Behörden erfolglos gewesen sei, möchte er
jetzt die hohen Landstände bitten , ihm wieder zu einer
Anstellung im Grenzdienst zu verhelfen .

Die Großh . Regierung erklärt , daß Petent aus dem
Dienste der Zollverivaltung entlassen worden sei, weil er
sich während der Probedienstzeit nicht bewährt habe .
Sie sei auch nicht in der Lage , dein vorliegenden Ge¬
suche eine Folge zu geben . Ausschlaggebend hierfür seien
folgende Erwägungen : Daß jemand zur Probedienstzeit zu¬
gelassen wird , könne nicht die Folge haben , daß er trotz des
Vorliegens von Bedenken gegen seine Brauchbarkeit dauernd
beibehalten werden müsse . Der Zollverivaltung stehe jeder¬
zeit eine so große Anzahl von körperlich und geistig in
jeder Hinsicht allen Anforderungen gewachsenen Grenzauf¬
sichtsanwärtern zur Verfügung , daß die dauernde Beibe¬
haltung solcher Anivärter , deren körperliche oder geisttge
Verwendbarkeit nicht über jeden Zweifel erhaben sei , iveder
im dienstlicheil Interesse noch im Interesse der tüchtigeren
Anwärter gerechtfertigt iverden könne . Schmelcher habe
die Voraussetzung für die dauernde Beibehaltung im
Dienste nicht erfüllt , vielmehr habe er nach dem Zeugnis
seiner Vorgesetzten Behörde während seiner Probedienstzeit
sich nicht als zur erfolgreichen Versetzung einer Grenzauf -
seherstelle befähigt eriviesen . Die Zolldirektion habe ihm
deshalb — den von der Verwaltung bei der Besetzung
voll Grenzaufseherstellen stets befolgten Grundsätzen ent¬
sprechend — mit Recht den Dienst gekündigt . Auch das
fonstige Verhalten des Bittstellers während seiner Ver¬
weildung bei der Grenzwache fei schließlich keineswegs immer
einwandfrei gewesen .

Die Kommission billigt die Ausführungen der Großh .
Regierung , kann daher eine Wiederverlvendung des Petenten
im Staatsdienst der Großh . Regierung nicht einpfehlen
und stellt den einstimmigen Antrag : Hohe Zweite Kam¬
mer wolle über die vorliegende Bitte auf Übergang zur
Tagesordnung beschließen .

Der Antrag lvird einstimmig angenommen .

Zu Ziffer 2 k, Gesuch des früheren Gendarmen
Josef Roth in Kehl um Unterstützung , Bericht¬
erstatter Abg . Röckel (Zentr .) : Aus dem verlesenen
Kommissionsbericht ist zu entnehmen :

Der Petent , der 1866 bis 1870 Soldat war , wurde nach
siebenjährigerDienstzeit bei der Gendarmerie auf Ansuchen
wegen Kränklichkeit aus dem staatlichen Dienste ohne Pen¬
sion entlassen , da er sich eine solche nach den damals bestehen¬
den Vorschriften bei so kurzer Dienstzeit nicht erworben batt » .Ter Antrag wird einstimmig angenommen .
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Er bezieht dagegen eine Pension von 400 M ., die er sichnachher als Soldat in Amerika verdiente . Diese 400 Marksind jetzt das einzige Einkommen des über 65 Jahre altenMannes und seiner Frau , nachdem er infolge unglück¬licher Verheiratung zweier Töchter und sonstigen Miß¬geschicks um Geschäft und Vermögen gekommen ist. Erbittet darum um eine Unterstützung „ für jeden Monat " ,wie er sich ausdrückt.

Mit Rücksicht auf die mißliche Lage des Petentenhat die Regierung demselben schon 1908 auf An¬suchen eine Unterstützung von 80 Mark, 1909 eine von150 Mark gewährt . Für das laufende Jahr hat sieihm noch keine Beihilfe angewiesen , weil er noch umkeine nachgesucht hat . Eine dauernde Beihilfe , woraufder Petent wohl abhebt, kann sie ihm nicht zusprechen,da solche nach dem Etatgesetz nur an vor dem 1 . Juli1908 zuruhegesetzte , nicht aber an entlasseneBeamte gewährt werden darf . Dagegen ist die Regierungbereit , dem Gesuchsteller auch fernerhin , solange über¬haupt die Voraussetzungen gegeben sind, auf jeweiligesAnsuchen je nach Bedarf einmalige periodische Beihilfenzu verwilligen .

In Rücksicht auf das hohe Alter des Petenten undauf seine und seiner Frau bedrängte Lage , in Rücksichtauf seine als Soldat und Gendarm dem Vaterlandgeleisteten Dienste stellt die Kommission den Antrag ,die hohe Kammer wolle beschließen : Das Gesuch desfrüheren Gendarmen Josef Roth in Kehl um Unter¬stützung ist der Großh . Regierung in dem Sinneempfehlend zu überweisen , daß dem Petentenauf jeweiliges Ansuchen eine dessen Notlage und denheutigen Verhältnissen entsprechende Beihilfe gewährtwerde.

Der Antrag wird einstimmig angenommen .

Hierauf wird die während der Sitzung vom Abg.Morgenthaler . übergebene Bitte des Güterpackers a . D .Daniel um einen jährlichen Staatszuschuß zu seiner Un¬fallrente der Petitionskommission überwiesen .

Schluß der Sitzung nach ^ ll
'
Uhr.

*
Karlsruhe , 9 . April . 8 . öffentliche Sitzung der.Ersten Kammer . Tagesordnung auf Samstag den9 . April , vormittags 10 Uhr :

' 1. Bekanntgabe neuer Einläufe .
, , 2 . Mündlicher Bericht der Budgotkommission und Beratungüber -den Antrag des Freiherrn von La Roche-Starkenfels unddeS Freiherrn von Stotzingen : „Die Hohe Erste Kammer

woue oezcyuetzen : ^ ie rsrovy . megierung wiro er;ucyt, dieher bestehende Übung hinsichtlich Zuweisung der Zögling «die Lehrerseminare unverändert zu belassen. " BerichterftatOberbürgermeister Or . Wilckens .2 a . Bericht der Kommission für Justiz und Verwaltung uMBeratung über den Gesetzentwurf, das Hinterlegungsw^betreffend (B .-Nr . 52) ; Berichtserstatter : Oberlandesgerich»Präsident Or . D o r n e r . ™
3. Bericht der gleichen Kommission und Beratung über d»Budget des Großh . Ministeriums des Innern (Hpt. -Abt . lyfür die Jahre 1910 und 1911 , und zwar :a) Ausgabe Titel I—VII , IX (mit Ausnahme der von d»Zweiten Kamnrer einstweilen zurückgestellten Anfoch.rung unter B § 5, Aachkorrektion) und X sowie » i»

'nähme Titel I , II und X (B . -Nr . 49) ;b) Ausgabe Titel VIII (Gewerbeaufsicht) (B . -Nr . 50) ;c) Ausgabe Titel XIV und XV und Einnahme Titel Vund VI (Landesstatistik, Förderung der Gewerbe unigewerbliches Unterrichtswesen) (B.-Nr . 51 ) .Damit in Verbindung die Beratung über die Petitionena ) des Badischen Brauerbundes der Kleinbrauer um Sui-ventionierung einer Versuchsstation für Brauerei ntzMälzerei in Baden und Ausnahme eines Betrags in di«außerordentlichen Etat für . 1910/11;b ) der Handelskammer für den Kreis Freiburg ,Organisation der Handelsschulen betreffend ;c) des Teutschnationalcn Handlungsgehilfenverbands„ Wildwest "
, das kaufmännische Fortbildungsschulwesnund die Errichtung von Handelsjahresschulen in BadMbetreffend . Berichterstatter : Geheimer Komme rzienMReiß .

I4. Mündlicher Bericht der Petitionskommission und Bei»tung über die Petition des Verbands Badischer Gemeind̂und Krankenversicherungsrechuer, die Regelung der Alters-«und Hinterbliebenenversorgung der Rechner betr . Bericht-!erstatter : Bürgermeister Bierneisel . I5 . Bericht der gleichen Kommission und Beratung über dir!Petitionen verschiedener Vereine in Heidelberg, .Karlsruht !und Freiburg , die Regelung der Prostitution betr . (B.-Nr . 44).Berichterstatter : Geh. Kirchenrat Professor Or . Trölisch

* Karlsruhe , 9 . April . 60 . öffentliche Sitzung derZweiten Kammer. Tagesordnung auf Montag den11 . April 1910, nachmittags 4 Uhr :
Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Bericht der Budgetkommisston und Beratung über dasBudget Großh . Finanzministeriums für 1910 und 1911 , undzwar :
a) Ausgabe Titel I , II , III , X, XI , XII (Ministerium ;Landeshauptkaffe ; Hochbauwesen; Ruhegehalte uisw . ; All¬gemeiner Hilfsfonds ; Außerordentliche Belohnungen undBeihilfen ) — Drucksache Nr . - 13 —, Berichterstatter :Abg. Weißhaupt - Pfullendorf ;

b) Ausgabe Titel V, VII, VIII, XIII und Einnahme TitelII , IV , V (Salinenverwaltung ; Münzverwaltung ; All¬gemeine Kaffenverwalbung ; verschiedene und ^ zufälligeAusgaben ) — Drucksache Nr . 13 b —, Berichterstatter :Abg. Schwall .

<

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : vr . Otto Wallt .Druck und Nerlag der G. Braun schen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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